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Vorblatt 


Gesetzentwurf zur Verbesserung des Mietrechts 
und zur Begrenzung des Mietanstiegs sowie zur 
Regelung von Ingenieur- und Architektenleistungen 

(Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses) 


A. Problem 

In weiten Bereichen des Wohnungsmarktes besteht ein erheb- 
licher Nachfrageüberhang. Durch den Anstieg der Baupreise 
wird diese Marktsituation noch verschärft. Diese Entwicklung 
führt zu einer Schwächung der Stellung des Mieters und zu 
einem erheblichen Ansteigen der Mieten. Der Gesetzentwurf 
(Drucksache W 1549) soll den Schutz der Mieter vor Auswüchsen 
und Härten des im Ungleichgewicht befindlichen Wohnungs- 
marktes verstärken. Zudem sind Ermächtigungsnormen zum 
Erlaß von Honorarordnungen für Ingenieure und Architekten 
vorgesehen. 

Mit dem Regierungsentwurf im Zusammenhang steht der Ge- 
setzentwurf zur Änderung mietrechtlicher Vorschriften (Druck- 
sache Wl5), der Schutzbestimmungen für den Mieter bei der 
Umwandlung von Mietwohnungen in Wohnungseigentum vor- 
schlägt. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf in der Ausschußfassung enthält folgende 
Hauptregelungen : 

a) In Artikel 1 : 

Eine Verstärkung und Verdeutlichung der Sozialklausel des 
§ 556 a BGB und die Verpflichtung zur Angabe sämtlicher 
Kündigungsgründe im Kündigungsschreiben. 

b) In Artikel 2: 

Die Einführung eines zeitlich beschränkten generellen Kün- 
digungsschutzes für Wohnraummietverhältnisse: 

1. Kündigung nur bei Vorliegen eines berechtigten Inter- 
esses des Vermieters, 
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2. Ersetzung der sogenannten Anderungskündigung zum 
Zwecke einer Mieterhöhung durch die Klagemöglichkeit 
auf Erhöhung des Mietzinses. 

c) In Artikel 3 und 4: 

Neufassung der Strafbestimmungen und Ordnungswidrig- 
keitsbestimmungen gegen Mietwucher und Preisüberhöhun- 
gen auf dem Gebiet der Wohnraummiete und der Wohnungs- 
vermittlung. 

d) In Artikel 5: 

Gesetz zur Regelung der Wohungsvermittlung. 

e) In Artikel 6: 

Gesetz zur Regelung von Ingenieur- und Architektenleistun- 
gen, 

C. Alternativen 

Die Ausschußmitglieder der Fraktion der CDU/CSU stimmten 
gegen wesentliche Teile des Gesetzentwurfs, insbesondere 
gegen Artikel 1 und 2. 


D. Kosten 


Keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(5. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachlen Entwurf 
eines Gesetzes über Maßnahmen zur Verbesserung des 
Mietrechts und zur Begrenzung des Mietanstiegs 

— Drucksachen VI/1549, zu VI/1549 — 

über den von den Abgeordneten Geisenhofer, Dr. Riedl 
(München), Orgaß und Genossen eingebrachlen Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung mietrechtlicher Vorschriften 

— Drucksache VI/15 — 


A. Bericht der Abgeordneten Dr. Hauser (Sasbach) 
und Gnädinger 


I. 

Der von der Bundesregierung eingebrachte Ent- 
wurf eines Gesetzes über Maßnahmen zur Verbes- 
serung des Mietrechts und zur Begrenzung des Miet- 
anstiegs — Drucksache VI/1549, m VI/1549 — ist in 
der 90. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
20. Januar 1971 dem Rechtsausschuß federführend, 
dem Ausschuß für Städtebau und Wohnungswesen 
sowie dem Ausschuß für Wirtschaft mitberatend 
überwiesen worden. Der Rechtsausschuß hat den 
Gesetzentwurf in seiner Sitzung vom 9. und 24. Juni 
1971 beraten. Dem Rechtsausschuß lagen bei seiner 
abschließenden Beratung am 24. Juni 1971 die Stel- 
lungnahmen der mitberatenden Ausschüsse sowie 
die vom Sonderausschuß für Strafrechtsreform er- 
betene gutachtliche Äußerung zu den im Entwurf 
enthaltenen Strafrechts- und Ordnungswidrigkeiten- 
bestimmungen vor. 

In die Beratungen und die Beschlußfassung ein- 
bezogen wurde auch der Gesetzentwurf der Abge- 
ordneten Geisenhofer, Dr. Riedl (München), Roll- 
mann, Orgaß und Genossen zur Änderung miet- 
rechtlicher Vorschriften — Drucksache VI/15 — . 
Gleichfalls mitberaten wurde der Vorschlag des 
Äusschusses für Städtebau und Wohnungswesen auf 


Einfügung einer Regelung über ein Verbot der 
Zweckentfremdung von Wohnraum. Damit war der 
von den Äbgeordneten Geisenhofer, Dr. Riedl (Mün- 
chen) und Genossen eingebrachte Gesetzentwurf 
über das Verbot der Zweckentfremdung von Wohn- 
raum erfaßt. Zu einer endgültigen Beschlußfassung 
hierüber ist der Rechtsausschuß nicht gekommen. Er 
überließ die weitere Initiative einem möglichen 
interfraktionellen Äntrag zur Zweiten Beratung des 
Gesetzes. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung — in der 
Öffentlichkeit als „Ärtikelgesetz" bekanntgewor- 
den — faßt Teile eines Katalogs von Maßnahmen 
zusammen, die dem Ziele dienen, den noch be- 
stehenden Nachfrageüberhang und die weithin fest- 
stellbare Mangellage auf dem Wohnungsmarkt zu 
steuern sowie die dadurch auftretenden besonderen 
sozialen Probleme zu beheben. In Übereinstimmung 
mit der Bundesregierung ist die Mehrheit des Äus- 
schusses der Auffassung, daß es bei der derzeitigen 
Wohnungsmarktlage besonderer Maßnahmen zum 
Schutze der Wohnrauminieter bedarf, durch die ein 
Ausgleich für die verschieden gewichtete Markt- 
stellung zwischen Vermieter und Mieter geschaffen 
werden soll. 
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Der Entwurf war in wesentlichen Teilen bei den 
Beratungen im Ausschuß zwischen den Koalitions- 
fraktionen und der CDU/CSU-Fraktion umstritten. 
Die Minderheit des Ausschusses vertritt die Mei- 
nung, daß insbesondere die vorgesehenen mietrecht- 
lichen Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
wie auch der vorgeschlagene besondere Kündi- 
gungsschutz für Wohnraummietverhältnisse nicht 
den von der Bundesregierung und der Mehrheit des 
Ausschusses erwarteten Erfolg haben wird. 


II. 

Im einzelnen ist zur Begründung der Beschlüsse 
des Ausschusses zum Regierungsentwurf folgendes 
zu bemerken: 

Zur Überschrift des Gesetzes 

Die in Artikel 6 des Entwurfs enthaltenen Rege- 
lungen über Ingenieur- und Architektenleistungen 
sollen sich zwar mittelbar auch auf das Mietpreis- 
niveau auswirken, stellen aber gegenüber den miet- 
rechtlichen Vorschriften der Vorlage einen selb- 
ständigen Bereich dar. Um der eigenständigen Be- 
deutung dieses Gesetzesteils gerecht zu werden, 
sollte schon die Überschrift darauf verweisen. Der 
Ausschuß hat daher eine entsprechende Ergänzung 
der Überschrift beschlossen. 

Zu Artikel 1 

Änderung der §§ 556 a und 564 a BGB. 

Die in der Regierungsvorlage vorgesehene Er- 
gänzung der Sozialklausel des § 556 a Abs. 1 BGB, 
wonach eine Härte für den Mieter auch dann vor- 
liegen soll, wenn angemessener Ersatzwohnraum 
zu zumutbaren Bedingungen nicht beschafft werden 
kann, hat die Mehrheit des Ausschusses unver- 
ändert angenommen. Mit dieser Ergänzung, die aus- 
drücklich das Fehlen angemessenen Ersatzwohn- 
raums als besonderen Härtetatbestand in das Ge- 
setz einführt, soll vor allem erreicht werden, daß 
dem Ersatzproblem in jedem Falle die gebührende 
Beachtung geschenkt wird. Nach Auffassung der 
Ausschußmehrheit wird aber durch diese neue Vor- 
schrift der Mieter nicht der ihm zumutbaren Be- 
mühungen um die Beschaffung einer anderen Woh- 
nung enthoben, da er für das Vorliegen der Härte- 
voraussetzungen, also auch für die mangelnde Be- 
schaffungsmöglichkeit von Ersatzwohnraum, dar- 
legungs- und beweispflichtig ist. 

Die Ausschußminderheit erachtete es nicht für er- 
forderlich, den Sondertatbestand des Ersatzwohn- 
raums in das Gesetz zu übernehmen, da nach ihrer 
Auffassung eine gefestigte höchstrichterliche Recht- 
sprechung dieses Problem bereits klargestellt hat. 

Ebenfalls unverändert übernahm der Ausschuß 
die in der Regierungsvorlage enthaltene Ergän- 
zung von § 556 a Abs. 1 BGB, wonach sich der Ver- 
mieter zur Begründung des Mietverhältnisses künf- 
tig im Grundsatz nur noch auf die im Kündigungs- 
schreiben angegebenen Gründe berufen darf. Diese 
Regelung in Verbindung mit der im § 564 a Abs. 1 


neu eingeführten Begründungspflicht soll sidierstel- 
len, daß der Mieter zum frühestmöglichen Zeitpunkt 
Klarheit über seine Rechtsposition erlangt. Darüber 
hinaus soll der Vermieter durch die Verpflichtung 
zur Angabe aller Kündigungsgründe im Kündi- 
gungsschreiben veranlaßt werden, die Berechtigung 
und Notwendigkeit der Kündigung genau zu über- 
legen, um unmotivierte und willkürliche Kündigun- 
gen nach Möglichkeit auszuschließen. Der Entwurf 
schließt im übrigen das Nachschieben von Kündi- 
gungsgründen nicht aus, soweit sie nachträglich ent- 
standen sind. 

Demgegenüber lehnten die Ausschußmitgheder 
der CDU/CSU-Fraktion die vorgeschlagene Ände- 
rung mit der Begründung ab, daß sie sich zum 
Schaden des Mieters auswirken könne. Sie ver- 
traten zudem die Meinung, daß der Ausschluß des 
Nachschiebens von Kündigungsgründen einer Prä- 
klusion gleichkomme und damit im gerichtlichen 
Verfahren eine materiell gerechte Entscheidung in 
Frage stelle. 

Die für § 556 a Abs. 6 Salz 2 und § 564 a Abs. 3 
und 4 BGB vorgesehenen Änderungen ergeben sich 
als Folge aus der Einführung der Begründungs- 
pflicht für die Kündigung. 

Zu Artikel 1 a 

Änderung von § 93 b Abs. 1 ZPO. 

Der Ausschuß hat in seiner Mehrheit die An- 
regung des Bundesrates zur Anpassung der Prozeß- 
vorschriften an die materiell-rechtlichen Änderun- 
gen aufgegriffen und die Änderung des § 93 b 
Abs. 1 ZPO entsprechend dem Fassungsvorschlag 
der Bundesregierung in ihrer Gegenäußerung ange- 
nommen. 

Die Notwendigkeit einer Anpassung der Vor- 
schrift ergibt sich schon daraus, daß gemäß der vor- 
gesehenen Neufassung des § 556 a Abs. 1 BGB im 
Grundsatz für den Vermieter ein Nachschieben von 
Kündigungsgründen ausgeschlossen sein soll, damit 
ist aber im Rahmen des § 556 a Abs. 1 BGB regel- 
mäßig eine verspätete Bekanntgabe der Vermieter- 
belange auf die es § 93 b ZPO in der jetzigen Fas- 
sung abstellt, ausgeschlossen. 

Über die bloße Anpassung hinaus wird weiter 
vorgesehen, den im Ergebnis unterliegenden Mieter 
auch dann kostenmäßig günstiger stellen zu können, 
wenn der Vermieter lediglich aus Gründen obsiegt, 
die nachträglich — ■ d. h. erst nach Ausspruch der 
Kündigung — entstanden sind. Hat sich der Mieter 
mit Recht gegen eine zunächst unbegründete Kündi- 
gung des Vermieters zur Wehr gesetzt, so liegt das 
Risiko eines Prozesses eher beim Vermieter; dem 
sollte auch kostenmäßig Rechnung getragen werden 
können. Da es sich nach dem Fassungsvorschlag um 
eine Ermessensvorschrift handelt, bleibt dem Ge- 
richt die Möglichkeit, den besonderen Umständen 
des Einzelfalles hinreichend Rechnung zu tragen. 

Zu Artikel 2 

Die Mehrheit des Ausschusses stimmt mit der 
Bundesregierung im Grundsatz dahin überein, daß 
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der Bestandsschutz für den Mieter, wie ihn die 
Sozialklausel des § 556 a BGB gewährt, den der- 
zeitigen Wohnmarktverhältnissen nicht in befrie- 
digendem Maße gerecht wird. Die Bundesregierung 
sieht in ihrem Entwurf einen verstärkten Bestands- 
schutz des Mieters in Gebieten besonderen Woh- 
nungsbedarfs vor, indem sie dort die Kündigung 
eines Wohnraummietverhältnisses nur bei Vui- 
liegen eines im einzelnen näher dargelegten berech- 
tigten Interesses des Vermieters zuläßt und die 
Möglichkeit einer Mieterhöhung wesentlich mit dem 
Gedanken der Kostenmiete verbindet. Die Koali- 
tionsfraktionen hielten hier aber eine Lösung für 
geboten, die in wesentlichen Punkten von der Regie- 
rungsvorlage abweicht und bezüglich der Mieter- 
höhung auf die Vergleichsmiete abstellt. 

Zu § 1 

§ 1 Abs. 1 des Regierungsentwurfs sieht einen 
verstärkten Bestandsschutz ausschließlich für Ge- 
biete besonderen Wohnungsbedarfs vor. Als solche 
Gebiete sollen Städte und Landkreise mit einem 
Wohnungsfehlbestand von mehr als 2 Vo durch 
Rechtsverordnung der Bundesregierung bezeichnet 
werden können. 

Eine solche Einschränkung des örtlichen Anwen- 
dungsbereichs erscheint der Mehrheit des Rechts- 
ausschusses weder zweckmäßig noch geboten. 
Würde bei einer solchen Lösung einerseits die 
überwiegende Mehrzahl der Wohnraummietverhält- 
nisse in der Bundesrepublik potentiell dem Anwen- 
dungsbereich der Regelung unterfallen, so blieben 
andererseits Gebiete — etwa innerhalb großflächi- 
ger Landkreise — ■ von derAnwendung ausgeschlos- 
sen, obwohl für diese Teilgebiete die Marktlage an 
sich eine Hilfe für den Mieter erfordert. Spricht dies 
schon gegen eine örtliche Einschränkung des An- 
wendungsbereichs, so erscheint eine solche Ein- 
schränkung im Hinblick auf die vorgesehene ange- 
messene Berücksichtigung der berechtigten Belange, 
insbesondere auch der wirtschaftlichen Interessen 
des Vermieters nicht gerechtfertigt. Nach Auffas- 
sung des Ausschusses soll daher für das gesamte 
Bundesgebiet — allerdings zeitlich befristet (vgl. 
Artikel 7 § 2 Abs. 4 des Entwurfs in der vom Aus- 
schuß beschlossenen Fassung) — das freie und 
uneingeschränkte Kündigungsrecht des Vermieters 
ausgeschlossen werden. Im übrigen entspricht § 1 
Abs. 1 der Fassung des Regierungsentwurfs, sieht 
also vor, daß bei Wohnraummietverhältnissen die 
Kündigung nur zulässig sein soll, wenn der Ver- 
mieter ein berechtigtes Interesse an der Beendigung 
des Mietverhältnisses hat. 

§ 1 Abs. 2 in der vom Ausschuß beschlossenen 
Fassung enthält wie der Regierungsentwurf eine 
beispielhafte Aufzählung der eine Kündigung recht- 
fertigenden Interessen. Nummer 1 stimmt mit dem 
Regierungsvorschlag überein. Das gleiche gilt für 
Nummer 2 Satz 1, der als Vermieterinteresse den 
Eigenbedarf regelt. Zu § 4 des Mieterschutzgesetzes 
ist von der Rechtsprechung der Grundsatz ent- 
wickelt worden, daß sich ein Erwerber auf Eigen- 
bedarf erst gewisse Zeit nach seinem Erwerb be- 
rufen könne. Der Ausschuß hält es für erforderlich, 


diesem Grundsatz für die sich häufenden Fälle der 
Umwandlung von Mietwohnungen in Eigentums- 
wohnungen eine besondere gesetzliche Ausgestal- 
tung zuteil werden zu lassen. Nummer 2 Satz 2 in 
der vom Ausschuß beschlossenen Fassung sieht da- 
her vor, daß dann, wenn an den vermieteten Räu- 
men nach der Überlassung an den Mieter Woh- 
nungseigentum begründet und das Wohnungseigen- 
tum veräußert worden ist, der Erwerber sich auf 
Eigenbedarf nicht vor Ablauf von drei Jahren seit 
der Veräußerung an ihn berufen kann. Diese Son- 
derregelung erscheint abgesehen von der Zunahme 
der Umwandlungsfälle geboten, weil gerade der Er- 
werb solcher umgewandelten Eigentumswohnungen 
regelmäßig zur Befriedigung eigenen Wohnungs- 
bedarfs erfolgt, der erstrebte Bestandsschutz für den 
Mieter hier also besonders gefährdet erscheint. 

Nummer 3 und 4 der Regierungsvorlage sind von 
dem Ausschuß durch die in § 2 vorgeschlagene Son- 
derregelung ersetzt. Zum Zwecke der Erzielung 
einer angemessenen Mieterhöhung erscheint dem 
Ausschuß das Mittel der Kündigung, das für den 
Mieter, der nicht ohne weiteres auf die Mehrforde- 
rung des Vermieters eingeht, sondern gegebenen- 
falls eine gerichtliche Überprüfung deren Angemes- 
senheit anstrebt, das Risiko des endgültigen Woh- 
nungsverliistes mit sich bringt, nicht angemessen. 

Nummer 3 der Ausschußfassung übernimmt die 
Regelung von Nummer 5 der Regierungsvorlage. 
Der Ausschuß hält jedoch auch hier eine Schranke 
gegen sich häufende spekulative Umwandlungsfälle 
für angebracht; der Vermieter soll sich insoweit 
nicht darauf berufen können, daß er die Mieträume 
im Zusammenhang mit einer nach Überlassung an 
den Mieter erfolgten oder einer beabsichtigten Be- 
gründung von Wohnungseigentum veräußern will. 
Eine besondere Befristung dieses Ausschlußgrundes 
erscheint im Hinblick auf die generelle Befristung 
von Artikel 2 nicht erforderlich. 

Die besonderen Bestimmungen zum Schutze des 
Mieters bei Umwandlung von Wohnraum in Wohn- 
eigentum tragen auch dem von den Abgeordneten 
Geisenhofer, Dr. Riedl (München), Rollmann, Orgaß 
und Genossen eingebrachten Gesetzentwurf — 
Drucksache VI/15 — Rechnung, der sich allerdings 
auf Ballungsräume beschränkt hatte. Dieser Antrag 
wird hierdurch erledigt. 

§ 1 Abs. 3 und 4 entsprechen den Absätzen 3 
und 5 der Regierungsvorlage; Absatz 4 der Regie- 
rungsvorlage wird durch den vom Ausschuß be- 
schlossenen § 3 ersetzt. 

Zu § 2 

An die Stelle der Kündigung zum Zwecke der Er- 
höhung des Mietzinses tritt nunmehr nach der vom 
Ausschuß beschlossenen Bestimmung des § 2 Abs. 1 
für den Vermieter die Möglichkeit, unter den ge- 
setzlich bestimmten Voraussetzungen vom Mieter 
die Zustimmung zu einer Mietzinserhöhung zu ver- 
langen. Ein Recht auf Anhebung des Mietzinses be- 
steht nicht, soweit eine Erhöhung durch Verein- 
barung ausgeschlossen ist. Dies gilt insbesondere 
für die auf eine bestimmte Zeit abgeschlossenen 
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Mietverträge mit festem Mietzins. Um eine nicht 
gerechtfertigte Ausnutzung der sich aus der Man- 
gellage ergebenden Möglichkeiten auszuschließen, 
ist für das Erhöhungsverlangen eine Obergrenze 
vorzusehen. Für diese Obergrenze erscheinen dem 
Ausschuß allerdings die in § 1 Abs. 2 Nr. 3 und 4 
der Regierungsvorlage verwandten Umschreibungen 
unbestimmt und mehrdeutig. Die hier gewählte 
Lösung stellt es daher auf eine ortsübliche Ver- 
gleichsmiete ab, d. h. das Erhöhungsverlangen soll 
nur gerechtfertigt sein, wenn der angestrebte Miet- 
zins die üblichen Entgelte für vergleichbaren Wohn- 
raum nicht übersteigt. Damit bleibt dem Vermieter 
ein angemessener marktorientierter Ertrag der Ver- 
mietung garantiert, während andererseits der Mie- 
ter vor überhöhten Forderungen, die nur aufgrund 
der Mangellage durchsetzbar wären, geschützt ist. 
Zur Ermittlung der Vergleichsmiete können nur 
Wohnungen in der Gemeinde oder in vergleich- 
baren Gemeinden herangezogen werden, die nach 
Art, Größe, Beschaffenheit, Ausstattung und Lage 
vergleichbar sind. Hierbei wird es vor allem auch 
auf den jeweiligen baulichen Zustand der unter Um- 
ständen durch das Alter des Gebäudes gemindert 
sein kann, sowie auf den Zuschnitt der Wohnung 
und nicht zuletzt darauf ankommen, ob z. B. eine 
Altbauwohnung zwischenzeitlich modernisert ist 
oder nicht. Wie sich aus dem Begriff „übliche Ent- 
gelte" ergibt, wird es im übrigen nicht genügen, daß 
der Vermieter nur eine Wohnung als „Vergleichs- 
objekt" angibt; vielmehr wird er eine gewisse An- 
zahl von Objekten nennen müssen. Der so gefor- 
derte Nachweis wird verhindern, daß Ansprüche 
auf Zustimmung nach § 2 Abs. 1 voreilig und un- 
berechtigt erhoben werden und das Mietniveau 
„manipuliert" werden kann. Um eine gewisse Kon- 
tinuität sicherzustellen, wird schließlich für das 
Erhöhungsverlangen vorausgesetzt, daß der Miet- 
zins seit einem Jahr unverändert fortbesteht, § 2 
Abs. 2 sieht für das Zustimmungsverlangen des 
Vermieters Schriftform und Begründungszwang vor. 

Absatz 3 regelt die Durchsetzung des Zustim- 
mungsanspruchs. Dem Mieter soll eine Überlegungs- 
und Prüfungsfrist gewährleistet sein. Stimmt er bin- 
nen dieser Frist nicht zu, kann ihn der Vermieter 
auf Zustimmung verklagen. Das Gericht hat sodann 
zu prüfen, ob und gegebenenfalls wieweit das Er- 
höhungsverlangen sich in den Grenzen des Ab- 
satzes 1 hält. Da das Verlangen auf Zustimmung zu 
einer bestimmten Erhöhung begrifflich immer auch 
das Verlangen nach einer betragsmäßig niedrigeren 
Anhebung des Mietzinses enthält, kann das Gericht 
dem Verlangen auf Erhöhung auch teilweise statt- 
geben. 

Für die Klage des Vermieters sieht Absatz 3 im 
Interesse der Rechtsklarheit und des Rechtsfriedens 
eine Dreimonatsfrist vor. Nutzt der Vermieter die 
Frist nicht, soll das Erhöhungsverlangen als nicht 
gestellt gelten. Ein neues Verlangen kann dann erst 
nach Ablauf von weiteren neun Monaten erhoben 
werden. 

Absatz 4 regelt, ab wann aufgrund der erteilten 
Zustimmung der erhöhte Mietzins geschuldet wird. 


Maßgebend ist der Ablauf der Kündigungsfrist, wie 
sie bei Erhebung des Erhöhungsanspruchs bestand. 
Damit bleibt dem Mieter der im geltenden Recht 
durch die Kündigungsfrist gewährte zeitliche Schutz 
vor einer Mehrforderung des Vermieters in vollem 
Umfang gewahrt. 

Dem Antrag der Ausschußminderheit, hier einen 
einheitlichen Zeitpunkt für alle Mietverhältnisse 
festzulegen, ab dem der erhöhte Mietzins zu ent- 
richten ist, folgte der Ausschuß nicht. 

Absatz 5 stellt sicher, daß nicht wegen der wäh- 
rend des Klageverfahrens eventuell aufgelaufenen 
Erhöhungsbeträge alsbald nach der Rechtskraft des 
Urteils eine Kündigung wegen Zahlungsverzuges 
(§ 554 BGB) erfolgen kann. 

Das in den Absätzen 1 bis 5 vorgesehene Miet- 
erhöhungsverfahren erweist sich für die Fälle als 
unzulänglich, in denen im Laufe der Mietzeit Be- 
triebskostensteigerungen eintreten. Bei solchen 
schwerlich kalkulierbaren und sich regelmäßig 
außerhalb der Einflußsphäre des Vermieters ab- 
spielenden Änderungen der Kostensituation er- 
scheint es billig, dem Verbieter eine einfache und 
praktikable Möglichkeit an die Hand zu geben, die 
Kostenbelastung weiterzugeben — gleichgültig, ob 
sie gesondert ausgewiesen oder in einer pauschalen 
Mietsumme enthalten sind. In diesen Fällen muß 
der Vermieter insbesondere auch die Möglichkeit 
haben, mehrere kurzzeitig aufeinanderfolgende Ko- 
stenerhöhungen ohne zeitlichen Aufschub auf den 
Mieter abzuwälzen. Das wäre aber nach der Rege- 
lung des Absatzes 1 nicht möglich, weil hier für das 
Zustimmungsverlangen vorausgesetzt wird, daß der 
Mietzins seit einem Jahr unverändert fortbesteht. 
Absatz 6 sieht daher vor, daß der Vermieter Be- 
triebskostenerhöhungen — der Begriff wird durch 
Verweisung auf § 27 der Zweiten Berechnungsver- 
ordnung fest Umrissen — durch einseitige schrift- 
liche Erklärung auf den Mieter anteilig umlegen 
kann. Für diese Erklärung sieht Satz 2 Schriftform 
und Begründungszwang vor. Die Umlage soll vom 
Mieter neben dem sonstigen Entgelt vom Ersten des 
auf die Erklärung folgenden Monats an geschuldet 
werden; wird die Erklärung erst nach dem Fünf- 
zehnten eines Monats abgegeben, wird die Ver- 
pflichtung um einen Monat aufgeschoben. 

Bei preisgebundenem Wohnraum sind die Ober- 
grenzen für die Miethöhe wie auch die Möglichkeit 
für die Durchsetzung einer Mieterhöhung besonders 
geregelt. Absatz 7 stellt klar, daß die Absätze 1 bis 6 
für Mietverhältnisse über solchen Wohnraum nicht 
gelten. 

Zu § 3 

Absatz 1 der Vorschrift erklärt die Regelungen 
der §§ 1 und 2 zugunsten des Mieters für unabding- 
bar. Absatz 2 stellt klar, daß die §§ 1 und 2 nicht für 
Wohnraum gelten, der nur zu vorübergehendem 
Gebrauch vermietet ist (z. B. Ferienwohnung). Das 
gleiche gilt auch für möblierten Wohnraum, der nicht 
zu dauerndem Gebrauch für eine Familie überlassen 
ist. 
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Zu § 4 

Mit § 4 hat der Ausschuß die Anregungen des Bun- 
desrates für einen Absatz 6 des § 1 gemäß dem For- 
mulierungsvorschlag der Bundesregierung in deren 
Gegenäußerung übernommen. Eine solche Über- 
gangsregelung für Fälle, in denen nach Bekannt- 
werden des Gesetzgebungsvorhabens vom Ver- 
mieter gekündigt worden ist und die Kündigung 
bei Inkrafttreten des Gesetzes noch nicht zur Beendi- 
gung des Mietverhältnisses geführt hat, erscheint 
erforderlich, um mißbräuchlichen Vorsorgekündi- 
gungen zu begegnen. 

Zu Artikel 2 a 

DieVorschrift, die Änderungen und Ergänzungen 
von Bestimmungen des nur noch in Berlin geltenden 
Mieterschutzgesetzes beinhaltet, ist vom Rechtsaus- 
schuß entsprechend dem Vorschlag des Bundesrates 
übernommen worden. 

Zu Nummer 1 

Nummer 1 enthält für dem Mieterschutzgesetz 
unterliegende Mietverhältnisse eine dem Artikel 2 
§ 1 Abs. 2 Nr. 2 entsprechende Beschränkung der 
Geltendmachung von Eigenbedarf in Umwandlungs- 
fällen. Eine zeitliche Befristung ist hier mit Rücksicht 
auf das Außerkrafttreten des Mieterschutzgesetzes 
am 31, Dezember 1972 entbehrlich. 

Zu Nummer 2 

Die Vorschriften der §§ 44 a und 23 c Mieterschutz- 
gesetz werden der veränderten Rechtslage angepaßt; 
die Änderung der §§ 4 b und 28 Abs. 2 sollen die 
erwünschte Modernisierung des Althausbestandes 
fördern. Der neue § 31 c schafft die Möglichkeit, 
Mietverhältnisse über Sozialwohnungen, die einem 
nicht berechtigten Mieter überlassen wurden, durch 
Kündigung zu beendigen. 

Zu Artikel 2 b 

Mit der Vorschrift soll, einem Vorschlag des Bun- 
desrates entsprechend, in Berlin für die dem Mieter- 
schutzgesetz nicht unterliegenden Wohnraummiet- 
verhältnisse das soziale Mietrecht eingeführt wer- 
den, Damit wird eine insoweit in Berlin noch be- 
stehende freie Kündbarkeit von Mietverhältnissen 
beseitigt. 

Zu Artikel 2 c 

Die Vorschrift sieht aus den zu Artikel 2 § 2 Abs. 6 
dargelegten Gründen für Mieterhöhungserklärungen 
des Vermieters nach § 18 des Ersten Bundesmieten- 
gesetzes und nach § 10 des Wohnungsbindungsgeset- 
zes 1965 eine Formerleichterung vor. Auch insoweit 
soll es dann, wenn der Vermieter die Erklärung mit 
Hilfe automatischer Einrichtungen gefertigt hat, 
seiner eigenhändigen Unterschrift zur Erfüllung der 
Schriftform nicht bedürfen. 

Zu Artikel 3 

Der Ausschuß hält es in Übereinstimmung mit dem 
Sonderausschuß für die Strafrechtsreform im Gegen- 


satz zur Regierungsvorlage im gegenwärtigen Zeit- 
punkt für ausreichend, den Mietwucher vom Sach- 
wucher zu lösen und in einer Spezialvorschrift 
(§ 302 ff. StGB) zu erfassen. Eine umfassende Neu- 
regelung der Wuchervorschriften ist im Rahmen der 
Reform der gesamten Strafvorschriften zur Bekämp- 
fung der Wirtschaftskriminalltat vorgesehen. 

Zu Artikel 4 

Zu Artikel 4 schließt sich der Ausschuß im Einver- 
ständnis mit dem Sonderausschuß für die Strafrechts- 
reform den Vorschlägen des Bundesrates mit der 
Maßgabe an, daß in § 2 b und dem neuen § 2 c je- 
weils in Absatz 1 das Wort „wesentlich" durch die 
Worte „nicht unwesentlich" ersetzt wird. Der Aus- 
schuß hält es insbesondere für angebracht, auch 
leichtfertiges Handeln zu erfassen, und zwar nicht 
um die Beweisführung zu erleichtern, sondern weil 
ein solches Verhalten auch ahndungsbedürftig er- 
scheint. Es ist weiter die Auffassung des Aus- 
schusses, daß die neugefaßten Voraussetzungen 
eines unangemessen hohen Entgelts nicht erfüllt 
sein können, wenn lediglich eine kostendeckende 
Miete verlangt wird. 

Zur Vermeidung von Spannungen hält es der Aus- 
schuß für erforderlich, § 2 a des Wirtschaftsstraf- 
gesetzes an die §§ 2 b und 2 c des Wirtschaftsstraf- 
gesetzes anzupassen, und zwar in der Form, daß 
auch diese Vorschrift einerseits leichtfertiges Han- 
deln erfaßt, andererseits zu einem reinen Bußgeld- 
tatbestand umgewandelt wird. 

Bei den übrigen Vorschlägen des Ausschusses 
handelt es sich um Folge änderungen rechtstechni- 
scher Art. 

Zu Artikel 5 

Artikel 5 des Regierungsentwurfs verfolgt den 
Zweck, Mißstände auf dem Gebiet der Wohnungs- 
vermittlung, die sich in den letzten Jahren gezeigt 
haben, zu beseitigen. Die Wohnungssuchenden sol- 
len vor ungerechtfertigten wirtschaftlichen Belastun- 
gen geschützt werden, die sich häufig aus mißbräuch- 
lichen Vertragsgestaltungen oder unlauteren Ge- 
schäftsmethoden für sie ergeben. Schließlich soll die 
Markttransparenz auf dem Gebiet der Wohnungs- 
vermittlung verbessert werden. Der Entwurf erfaßt 
die Vermittlung von Mietwohnungen und Einzel- 
wohnräumen einschließlich der möblierten Zimmer. 
Ein Anspruch auf Honorar soll nur bei einer erfolg- 
reichen Vermittlungstätigkeit gegeben sein. Ein 
Honoraranspruch soll ausgeschlossen sein, wenn nur 
ein bestehendes Mietverhältnis fortgesetzt oder ver- 
längert wird. Ebenso soll ein Vermittlungshonorar 
ausgeschlossen sein, wenn der Wohnungsvermittler 
Eigentümer oder Vermieter der Wohnung ist. Weiter 
soll auch für die Vermittlung von öffentlidi-geför- 
derten Wohnungen oder sonstigen preisgebundenen 
Wohnungen kein Honorar gefordert werden können. 
Um sicherzustellen, daß nur ein Erfolgshonorar be- 
ansprucht werden kann, wird die Annahme oder die 
Vereinbarung von Vorschüssen ausgeschlossen; auch 
Vergütungen anderer Art, wie Einschreibegebühren 
oder Auslagenerstattung dürfen regelmäßig nicht 
vereinbart oder angenommen werden. Der Entwurf 
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erklärt schließlich die Vereinbarung, nach der die 
Vermittlung der Wohnung von der Verpflichtung 
zum Bezug von Waren (etwa dem Möbelkauf) oder 
zur Inanspruchnahme von Dienst- oder Werkleistun- 
gen abhängig gemacht wird, für unwirksam. 

Der Ausschuß empfiehlt, in dem Regierungsent- 
wurf folgende Änderungen vorzusehen: 

Gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 2 in der vom Ausschuß be- 
schlossenen Fassung soll ein Honoraranspruch des 
Vermittlers auch dann ausgeschlossen sein, wenn er 
selbst Verwalter der Wohnräume ist. 

Der in § 3 Abs, 2 des Regierungsentwurfs vor- 
gesehene Ausschuß der Auslagenerstattung bei er- 
folgreicher Vermittlung kann im Einzelfall zu un- 
billigen Härten für den Wohnungsvermittler führen. 
Der Ausschuß schlägt daher vor, eine vereinbarte 
Auslagenerstattung für den Fall zuzulassen, daß die 
nachgewiesenen Auslagen eine Monatsmiete über- 
steigen. 

Durch den vom Ausschuß vorgeschlagenen § 3 
Abs. 3 Satz 1 soll deutlicher als im Regierungs- 
entwurf zum Ausdruck gebracht werden, daß gerade 
die Verpflichtung zum Bezug von Waren bzw. zur 
Inanspruchnahme von Dienst- und Werkleistungen 
von der Sanktion der Unwirksamkeit betroffen 
wird. Absatz 3 Satz 2 in der Ausschußfassung soll 
Zweifel ausräumen, die sich aus § 139 BGB in bezug 
auf die Wirksamkeit des Vermittlungsvertrags er- 
geben könnten. Der vom Ausschuß beschlossene 
Absatz 3 Satz 3 bestimmt ausdrücklich eine Aus- 
nahme von dem Koppelungsverbot, die auch in der 
Begründung des Regierungsentwurfs zu § 3 Abs. 3 
für wünschenswert gehalten wird, in der bisherigen 
Formulierung jedoch nicht zum Ausdruck gekom- 
men ist. Wie sich aus der Fassung der Vorschrift 
ergibt, werden von ihr im übrigen Vereinbarungen, 
die Aufwendungen auf die Wohnung — wie etwa 
Renovierungskosten — zum Gegenstand haben, 
nicht berührt. 

Durch die vom Ausschuß beschlossene Ergänzung 
von § 6 Abs, 2 wird der Wohnungsvermittler ver- 
pflichtet, bei einem öffentlichen Angebot von Wohn- 
räumen neben der Angabe des Mietpreises darauf 
hinzuweisen, ob Nebenleistungen besonders zu 
vergüten sind. 

Die §§ 8 und 9 sind vom Ausschuß in der vom 
Bundesrat vorgeschlagenen Fassung, der auch die 
Bundesregierung nicht widersprochen hat, beschlos- 
sen. Dabei ist § 8 Abs. 1 Nr. 3 entsprechend dem 
zu § 6 Abs. 2 beschlossene Zusatz ergänzt worden. 

Zu Artikel 6 

Mit Artikel 6 des Regierungsentwurfs wird eine 
Neuordnung des Honorarrechts für Ingenieure und 
Architekten angestrebt. 

Die Bundesregierung soll ermächtigt werden, mit 
Zustimmung des Bundesrates Honorarordnungen 
für Leistungen der Ingenieure und Architekten zu 
erlassen. Die Regelungen sollen dem Ingenieur und 
dem Architekten auch einen materiellen Anreiz ge- 
ben, durch rationalisierungswirksame besondere 
Leistungen die Bau- und Nutzungskosten zu senken. 


Rationalisierungserfolge, die zu einer Senkung der 
Bau- und Nutzungskosten führen, sollen daher be- 
sonders honoriert werden. 

Nach dem Regierungsentwurf „können" in den 
Honorarordnungen Mindest- und Höchstsätze fest- 
gesetzt werden. Der Ausschuß ist demgegenüber 
der Auffassung, daß der Gesetzgeber in der Er- 
mächtigung in § 1 Abs. 2 und § 2 Abs. 2 bestimmen 
soll, daß die Honorarordnungen Mindest- und 
Höchstsätze enthalten müssen. Entsprechend wird 
auch vorgeschlagen, die Eingangsworte in § 1 Abs. 3 
und § 2 Abs. 3 zu ändern. 

Abweichend von § 1 Abs. 3 Nr. 1 und § 2 Abs. 3 
Nr. 1 der Regierungsvorlage sollen nach der vom 
Ausschuß beschlossenen Fassung dieser Vorschrif- 
ten die in den Honorarordnungen festgesetzten 
Mindestsätze nicht unterschritten werden dürfen. 
Dem Änderungsvorschlag des Ausschusses liegt die 
Erwägung zugrunde, daß Unterschreitungen der 
Mindestsätze zu einer Minderung des Umfangs oder 
der Qualität der Leistung führen könnten. 

§ 3 soll der Koppelung von Grundstückskauf- 
verträgen mit Ingenieur- oder Architektenleistun- 
gen entgegenwirken, weil hierdurch eine Be- 
einträchtigung des Wettbewerbs entstehen kann. 
Hierbei muß jedoch sichergestellt sein, daß das 
Koppelungsverbot nicht dadurch umgangen werden 
kann, daß das Versprechen zur Beauftragung eines 
bestimmten Ingenieurs oder Architekten in einem 
vom Kaufvertrag getrennten Vertrag gegenüber 
dem Ingenieur oder Architekten abgegeben wird. 
Durch die vom Ausschuß vorgeschlagene Fassung 
des § 3 Satz 1 sollen solche Umgehungsversuche 
verhindert werden. Der vom Ausschuß vorgeschla- 
gene § 3 Satz 2 soll klarstellen, daß die durch 
Satz 1 angeordnete Unwirksamkeit der Ingenieur- 
bzw. Architektenbindung den Grundstückskaufver- 
trag nicht erfaßt. Mit Mehrheit abgelehnt wurde ein 
Antrag des Abg. Vogel (CDU/CSU), in das Koppe- 
lungsverbot „den Unternehmer" einzubeziehen. Die 
Mehrheit des Ausschusses folgte diesem Antrag aus 
der Erwägung nicht, daß es den Wohnungsbauunter- 
nehmen möglich bleiben solle, ihre Planungen mit 
Hilfe von Koppelungsverträgen durchzusetzen. 

Die in § 3 Satz 2 der Regierungsvorlage enthal- 
tene Ausnahmevorschrift für die Fälle, in denen der 
Ingenieur oder Architekt selbst Grundstückseigen- 
tümer ist, hat der Ausschuß nicht übernommen. Eine 
solche Regelung würde eine Umgehung des Koppe- 
lungsverbots ermöglichen und damit die gesamte 
Vorschrift entwerten. 


Zu Artikel 7 
Zu § 1 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 2 

Die Absätze 1 bis 3, die das Inkrafttreten des 
Gesetzes regeln, stimmen mit der Regierungsvor- 
lage überein. Durch den vom Ausschuß beschlosse- 
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neu Zusatz in Absatz 2 wird klargestellt, daß Satz 1 
nicht örtlich zu verstehen ist, sondern sich gelegent- 
lich auf die dem Mieterschutzgesetz unterliegenden 
Mietverhältnisse bezieht. 

Der vom Ausschuß hinzugefügte Absatz 4 enthält 
die zeitliche Befristung für die 'Regelung des Ar- 
tikels 2. 


Bonn, den 9. Juli 1971 


Dr. Hauser (Sasbach) Gnädinger 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksachen VI/ 1549, ^ 
VI/ 1549 — in der aus der nachstehenden Zusam- 
menstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen: 

2. den Gesetzentwurf — Drucksache \4/l5 — für 
erledigt zu erklären; 

3. die zu diesen Gesetzentwürfen eingegangenen 
Petitionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 9. Juli 1971 

Der Rechtsausschuß 

Dr. Lenz (Bergstraße) Dr. Hauser (Sasbach) Gnädinger 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebraditen Entwurfs eines 
Gssetzes über MaßnahniGri zur Vorbosserung dos Miotrechts 
und zur Begrenzung des Mietanstiegs 

— Drucksachen VI/1549, m VI/1549 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
(5. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
über Maßnahmen zur Verbesserung 
des Mietredits und zur Begrenzung 
des Mietanstiegs 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 

Artikel 1 

Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

Das Bürgerliche Gesetzbuch wird wie folgt geän- 
dert: 

1. § 556 a wird wie folgt geändert: 

a) An Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt: 

„Eine Härte liegt auch vor, wenn angemes- 
sener Ersatzwohnraum zu zumutbaren Bedin- 
gungen nicht beschafft werden kann. Bei der 
Würdigung der berechtigten Interessen des 
Vermieters werden nur die in dem Kündi- 
gungsschreiben nach § 564 a Abs. 1 Satz 2 
angegebenen Gründe berücksichtigt, soweit 
nicht die Gründe nachträglich entstanden 
sind." 

b) In Absatz 6 Satz 2 werden die Worte „oder 
die nach § 564 a Abs. 3 verlangte Auskunft" 
gestrichen. 

2. § 564 a wird wie folgt geändert: 

a) An Absatz 1 wird folgender Satz an gefügt: 

„In dem Kündigungsschreiben sollen die 
Gründe der Kündigung angegeben werden." 

b) Absatz 3 wird aufgehoben. 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Verbesserung des Mietrechts und zur 
Begrenzung des Mietanstiegs sowie zur Regelung 
von Ingenieur- und Architektenleistungen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 
unverändert 
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Entwurf 


Artikel 2 

Kündigung von Mietverhältnissen 
in Gebieten besonderen Wohnung sbedaris 

§ 1 

(1) Ein Mietverhältnis über Wohnraum, der in 
einem gemäß § 2 als Gebiet besonderen Wohnungs- 
bedarfs bezeichneten Gebiet liegt, kann der Ver- 
mieter nur kündigen, wenn er ein berechtigtes 
Interesse an der Beendigung des Mietverhältnisses 
hat. 

(2) Als ein berechtigtes Interesse des Vermieters 
ist es insbesondere anzusehen, wenn 

1. der Mieter seine vertraglichen Verpflichtungen 
schuldhaft nicht unerheblich verletzt hat; 

2. der Vermieter die Räume als Wohnung für sich, 
die zu seinem Hausstand gehörenden Personen 
oder seine Familienangehörigen benötigt; 


3. bei einer Kündigung zum Zwecke der Erhöhung 
des Mietzinses ein Mietzins angestrebt wird, der 
eine marktgerechte Verzinsung des Eigenkapi- 
tals sicherstellen, eine Steigerung von Kapital- 
und Bewirtschaftungskosten, die der Vermieter 
nicht zu vertreten hat, ausgleichen oder die 
durch Maßnahmen zur Erhaltung oder Verbesse- 
rung der vermieteten Räume oder des Gebäudes 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

Artikel la 

Änderung der Zivilprozeßordnung 

§ 93 b Abs. 1 Satz 1 der Zivilprozeßordnung er- 
hält folgende Fassung: 

„Wird einer Klage auf Räumung von Wohnraum 
mit Rücksicht darauf stattgegeben, daß ein Ver- 
langen des Beklagten auf Fortsetzung des Miet- 
verhältnisses auf Grund der §§ 556 a, 556 b des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs wegen der berech- 
tigten Interessen des Klägers nicht gerechtfer- 
tigt ist, so kann das Gericht die Kosten ganz 
oder teilweise dem Kläger auferlegen, wenn der 
Beklagte die Fortsetzung des Mietverhältnisses 
unter Angabe von Gründen verlangt hatte und 

1, der Kläger aus Gründen obsiegt, die erst 
nachträglich entstanden sind (§ 556 a Abs. 1 
Satz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs), oder 

2. in den Fällen des § 556 b des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs der Kläger dem Beklagten nicht 
unverzüglich seine berechtigten Interessen 
bekanntgegeben hat." 


Artikel 2 

Kündigungsschutz 
für Wohnraummietverhältnisse 

§ 1 

(1) Ein Mietverhältnis über Wohnraum kann der 
Vermieter nur kündigen, wenn er ein berechtigtes 
Interesse an der Beendigung des Mietverhältnisses 
hat. 


(2) Als ein berechtigtes Interesse des Vermieters 

an der Beendigung des Mietverhältnisses ist es ins- 
besondere anzusehen, wenn 

1. unverändert 

2. der Vermieter die Räume als Wohnung für 
sich, die zu seinem Hausstand gehörenden Per- 
sonen oder seine Familienangehörigen benötigt. 

Ist an den vermieteten Wohnräumen nach der 
Überlassung an den Mieter Wohnungseigentum 
begründet und das Wohnungseigentum veräu- 
ßert worden, so kann sich der Erwerber auf be- 
rechtigte Interessen im Sinne von Satz 1 nicht 
vor Ablauf von drei Jahren seit der Veräuße- 
rung an ihn berufen; 
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Entwurf 

nach § 541 a des- Bürgerlichen Gesetzbuchs ent- 
standenen Kosten decken soll; 

4. eine Fortsetzung des Mietverhältnisses zu dem 
bisherigen Entgelt für den Vermieter eine un- 
billige Härte bedeuten würde und das von ihm 
mit der Kündigung angestrebte Entgelt mcht un- 
angemessen hoch im Sinne von § 2b des Wirt- 
schaftsstrafgesetzes ist; 

5. der Vermieter durch die Fortsetzung des Miet- 
verhältnisses in anderer Weise an einer ange- 
messenen wirtschaftlichen Verwertung des 
Grundstücks gehindert und dadurch erhebliche 
Nachteile erleiden würde. 


(3) Als berechtigte Interessen des Vermieters 
werden nur die in dem Kündigungsschreiben nach 
§ 564 a Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
angegebenen Gründe berücksichtigt, soweit nicht 
die Gründe nachträglich entstanden sind. 

(4) Die Vorschriften des 556 a Abs. 7 und 8 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches sind entsprechend anzu- 
wenden. 

(5) Weitergehende Schutzrechte des Mieters, ins- 
besondere nach den Vorschriften der §§ 556 a bis 
556 c des Bürgerlichen Gesetzbuches, bleiben un- 
berührt. 


5 2 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit Zu- 
stimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung 
Städte und Landkreise im ■ Geltungsbereich dieses 
Gesetzes als Gebiete besonderen Wohnungsbedarfs 
zu bezeichnen, wenn und solange dies erforderlich 
ist, um soziale Härten infolge eines erheblichen Fehl- 
bestandes (2 ‘Voj an Mietwohnraiim in diesen Gebie- 
ten zu vermeiden. Dabei sind die Ergebnisse der 
Gebäude- und Wohnungszählung nach dem Woh- 
nungszählungsgesetz 1968 vom 18. März 1968 (Bun- 
desgesetzbl. 1 S. 225) und deren Fortschreibung zu 
berücksichtigen. 

(2) Die Bundesregierung legt dem Bundestag im 
Abstand von drei Jahren erstmals zum 31. Dezember 
1973 einen Bericht über die Entwicklung des Woh- 
nungsbestandes und des Wohnungsbedarfs im Hin- 
blick auf Absatz 1 vor. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


3. der Vermieter durch die Fortsetzung des Miet- 
verhältnisses in anderer Weise an einer ange- 
messenen wirtschaftlichen Verwertung des 
Grundstücks gehindert und dadurch erhebliche 
Nachteile erleiden würde. Der Vermieter kann 
sich jedoch insoweit nicht darauf berufen, daß 
er die Mieträume im Zusammenhang mit einer 
beabsichtigten oder nach Überlassung an den 
Mieter erfolgten Begründung von Wohnungs- 
eigentum veräußern will. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


§2 

(1) Bei einem Wohnraummietverhältnis kann der 
Vermieter vom Mieter die Zustimmung zu einer 
Erhöhung des Mietzinses verlangen, wenn der bis- 
herige Mietzins seit einem Jahr unverändert fort- 
besteht und der angestrebte Mietzins die üblichen 
Entgelte, die in der Gemeinde oder in vergleich- 
baren Gemeinden für die Vermietung von Räumen 
vergleichbarer Art, Größe, Ausstattung, Beschaffen- 
heit und Lage gezahlt werden, nicht übersteigt. Das 
Recht steht dem Vermieter nicht zu, soweit und 
solange eine Erhöhung durch eine Vereinbarung 
ausgeschlossen ist. 

(2) Der Anspruch nach Absatz 1 Satz 1 ist dem 
Mieter gegenüber schriftlich unter Angabe der das 
Erhöhungsverlangen rechtfertigenden Gründe gel- 
tend zu machen. 

(3) Stimmt der Mieter dem Erhöhungsverlangen 
des Vermieters nicht binnen sechs Wochen zu, so 
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kann der Vermieter innerhalb von weiteren drei 
Monaten auf Erteilung der Zustimmung klagen. 
Wird die Klage binnen dieser Frist nicht erhoben, 
so gilt das Erhöhungverlangen als nicht gestellt; in 
diesem Fall kann ein Verlangen nach Absatz 1 frü- 
hestens neun Monate nach Ablauf der in Halbsatz 
1 genannten Klagefrist erneut gestellt werden. 

(4) Ist die Zustimmung erteilt, so steht dem Ver- 
mieter der erhöhte Mietzins mit Ablauf der für das 
Mietverhältnis bei Erhebung des Anspruchs gelten- 
den Kündigungsfrist zu. 

(5) Ist der Mieter rechtskräftig verurteilt worden, 
der verlangten Mieterhöhung ganz oder teilweise 
zuzustimmen, so kann der Vermieter das Mietver- 
hältnis wegen eines Zahlungsverzugs des Mieters 
(§ 554 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) nicht vor Ab- 
lauf von zwei Monaten nach Rechtskraft des Urteils 
kündigen, wenn nicht die Voraussetzungen des 
§ 554 des Bürgerlichen Gesetzbuchs schon wegen 
des bisher geschuldeten Mietzinses erfüllt sind. 

(6) Der Vermieter ist berechtigt, Erhöhungen der 
Betriebskosten im Sinne von § 27 der Zweiten Be- 
rechnungsverordnung, neu bekanntgemacht am 
14. Dezember 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1682), in 
dessen Jeweils geltender Fassung durch einseitige 
schrifliche Erklärung anteilig auf den Mieter umzu- 
legen. Die Erklärung ist nur wirksam, wenn in ihr 
der Grund für die Umlage bezeichnet und die Be- 
rechnung mitgeteilt ist. Der Mieter schuldet den 
auf ihn entfallenden Teil der Umlage neben dem 
sonstigen Entgelt vom Ersten des auf die Erklärung 
folgenden Monats oder, wenn die Erklärung erst 
nach dem Fünfzehnten eines Monats abgegeben 
worden ist, vom Ersten des übernächsten Monats 
an. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(7) Absätze 1 bis 6 gelten nicht für preisgebunde- 
nen Wohnraum. 


§3 

(1) Eine von den §§ 1 und 2 zum Nachteil des Mie- 
ters abweichende Vereinbarung ist unwirksam. 

(2) Die Vorschriften der §§ 1 bis 3 gelten nicht 
für Wohnraum, der zu nur vorübergehendem Ge- 
brauch vermietet ist, und für Mietverhältnisse über 
Wohnraum, den der Vermieter ganz oder überwie- 
gend mit Einrichtungsgegenständen auszustatten 
hat und der nicht zum dauernden Gebrauch für eine 
Familie überlassen ist. 


§4 
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so kann der Mieter vor der Beendigung durch 
schriftliche Erklärung gegenüber dem Vermieter 
die Fortsetzung des Mietverhältnisses verlangen, 
wenn nicht der Vermieter ein berechtigtes Inter- 
esse an der Beendigung des Mietverhaltnisses hat. 
§ 1 Abs. 3 gilt in diesem Falle nicht. 


Artikel 2a 

Änderung des Mieterschutzgesetzes 

Das Mieterschutzgesetz in der Fassung vom 
15. Dezember 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 712) in der 
im Land Berlin geltenden Fassung, zuletzt geändert 
durch das Zweite Gesetz zur Änderung des Schluß- 
termins für den Abbau der Wohnungszwangswirt- 
schaft und über weitere Maßnahmen auf dem Ge- 
biete des Mietpreisrechts im Land Berlin vom 19. De- 
zember 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 2357), wird wie 
folgt geändert: 


1. In § 4 wird folgender Absatz 8 angefügt: 

„(8) Eine Aufhebung des Mietverhältnisses 
nach Absatz 1 ist ausgeschlossen, wenn das Auf- 
hebungsbegehren im Zusammenhang mit der Be- 
gründung von Wohnungseigentum oder eines 
Wohnungserbbaurechts an einer Mietwohnung 
oder von einem Wohnungseigentümer oder 
einem Wohnungserbbaubereditigten gegen einen 
Mieter geltend gemacht wird, dessen Mietver- 
hältnis bereits vor Begründung des Wohnungs- 
eigentums oder des Wohnungserbbaurechts be- 
standen hat.“ 


2. § 4 a erhält folgende Fassung: 

r,§4a 

Ein Mietverhältnis über eine öffentlich geför- 
derte Wohnung im Sinne des Wohnungsbin- 
dungsgesetzes 1965 in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 1. August 1968 (Bundesgesetzbl. I 
S. 889) kann nach § 4 nur aufgehoben werden, 
wenn die zuständige Stelle dem Vermieter be- 
scheinigt hat, daß eine erforderliche Geneh- 
migung für eine Benutzung der Wohnung zu 
Wohnungszwecken entsprechend den Absichten 
des Vermieters oder für die beabsichtigte ander- 
weitige Verwendung der Wohnung erteilt wird." 


3. In § 4 Abs. 1 wird am Ende der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und folgender Budistabe c 
eingefügt: 

„c) wenn zur Anpassung vorhandener Wohn- 
gebäude und Wohnungen an die technischen, 
hygienischen und Wohnkulturellen Fort- 
schritte, insbesondere durch bauliche Ver- 
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besserungen, durch Einrichtungen oder durch 
Teilung von Wohnungen in abgeschlossene 
Teilwohnungen, eine neuzeitliche Ausgestal- 
tung von Wohnraum (Modernisierung) ge- 
währleistet erscheint, die Wohneinheiten 
nach durchgeführter Modernisierung als 
Mindestausstattung über eine Badeeinrich- 
tung und eine Innentoilette verfügen und bei 
Fortsetzung des Mietverhältnisses die Durch- 
führung der erforderlichen Maßnahmen bau- 
lich oder wirtschaftlich wesentlich erschwert 
wäre." 


4. § 23 c erhält folgende Fassung: 

.§23c 

Ein Mietverhältnis über eine öffentlich geför- 
derte Wohnung im Sinne des Wohnungsbin- 
dungsgesetzes 1965 in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 1. August 1968 (Bundesgesetzbl. I 
S. 889) kann nach den §§ 22 bis 23 b nur aufge- 
hoben werden, wenn die zuständige Stelle dem 
Vermieter bescheinigt hat, daß eine erforderliche 
Genehmigung für eine Benutzung der Wohnung 
zu Wohnzwecken entsprechend den Absichten 
des Vermieters oder für die beabsichtigte ander- 
weitige Verwendung der Wohnung erteilt wird." 


5. Nach § 31 b wird folgender § 31 c eingefügt: 

.§ 31 c 

Die Vorschriften der §§ 1 bis 19 und 24 bis 
31 sind nicht anzuwenden auf Mietverhältnisse 
über öffentlich geförderte Wohnungen des sozia- 
len Wohnungsbaues, die an Nichtwohnberech- 
tigte im Sinne des Wohnungsbindungsgesetzes 
1965 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
1. August 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 889) ohne 
Genehmigung überlassen worden sind." 


Artikel 2b 

Einführung des sozialen Mietrechts für 
mieterschutzfreie Mietverhältnisse über 
Wohnraum im Land Berlin 

Für das Mietverhältnis über Wohnraum in Berlin, 
auf die die §§ 1 bis 19 und 24 bis 31 des Mieter- 
schutzgesetzes nicht anzuwenden sind, gelten die 
Vorschriften des Artikels VI des Gesetzes über den 
Abbau der Wohnungszwangswirtschaft und über ein 
soziales Miet- und Wohnrecht vom 23. Juni 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 389), die Vorschriften der Ge- 
setze zur Änderung mietrechtlicher Vorschriften 
vom 29. Juli 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 505), vom 
14. Juli 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 457) und vom 
21. Dezember 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 1248) so- 
wie die Artikel 1 und 2 dieses Gesetzes. 
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Artikel 3 

Änderung des Strafgesetzbuches 

Die §§ 302 a bis 302 e des Strafgesetzbuches 
werden durch folgende Vorschriften ersetzt: 

„§ 302 a 

(1) Wer die Zwangslage, den Leichtsinn, die Un- 
erfahrenheit, die Willensschwäche oder den Man- 
gel an U rteilsvermögen eines anderen dadurch aus- 
beutet, daß er sich oder einem Dritten für eine 
Leistung einen Vermögensvorteil versprechen oder 
gewähren läßt, der in einem auffälligen Mißverhält- 
nis zu der Leistung steht, wird mit Freiheitsstrafe 
bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft 

(2) Ebenso wird bestraft, wer eine wucherische 
Forderung erwirbt und es unternimmt, sie zu ver- 
werten. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

Artikel 2c 

Änderung des Ersten Bundesmietengesetzes 
und des Wohnungsbindungsgesetzes 1965 

1. a) In § 18 Abs. 1 des Ersten Bundesmieten- 
gesetzes vom 27. Juli 1955 (Bundesgesetzbl. I 
S. 458), zuletzt geändert durch Artikel II 
Nr. 1 des Gesetzes zur Änderung des Ge- 
setzes über Wohnbeihilfen vom 23. März 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 140), wird an Satz 3 
folgender Satz 4 angefügt: 

„Hat der Vermieter seine Erklärung mit 
Hilfe automatischer Einrichtungen gefer- 
tigt, so bedarf es nicht seiner eigenhändi- 
gen Unterschrift." 

b) Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden die 
Absätze 3 bis 5: 


2. In § 10 Abs. 1 des Gesetzes zur Sicherung der 
Zweckbestimmung von Sozialwohnungen (Woh- 
nungsbindungsgesetz 1965 — WoBindG 1965 — ) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Au- 
gust 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 889), zuletzt ge- 
ändert durch Artikel 3 des Gesetzes zur Ände- 
rung mietpreisrechtlicher und wohnungsrecht- 
licher Vorschriften in der Freien und Hansestadt 
Hamburg sowie in der kreisfreien Stadt Mün- 
chen und im Landkreis München vom 18. Juni 
1970 (Bundesgesetzbl. I S. 786), wird nach Satz 4 
folgender Satz angefügt: 

„Hat der Vermieter seine Erklärung mit Hilfe 
automatischer Einrichtungen gefertigt, so be- 
darf es nicht seiner eigenhändigen Unterschrift." 


Artikel 3 

Änderung des Strafgesetzbuches 

Hinter § 302 e des Strafgesetzbuches wird folgen- 
der § 302 f eingefügt: 

„§ 302 f 

(1) Wer die Zwangslage, den Leichtsinn oder die 
Unerfahrenheit eines anderen dadurch ausbeutet, 
daß er sich oder einem Dritten für die Vermietung 
von Räumen zum Wohnen oder damit verbundene 
Nebenleistungen einen Vermögensvorteil verspre- 
chen oder gewähren läßt, der in einem auffälligen 
Mißverhältnis zu seiner Leistung steht, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geld- 
strafe bestraft. 

(2) In besonders schweren Fällen wird der Miet- 
wucher mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
fünf Jahren bestraft. Ein besonders schwerer Fall 
liegt in der Regel vor, wenn der Täter 
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In besonders schweren Fällen wird der Wucher 
mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn 
Jahren bestraft. Ein besonders schwerer Fall liegt 
in der Regel vor, wenn der Täter 

1. durch die Tat den anderen in wirtschaftliche Not 
bringt oder 

2. sich durch Wechsel wucherische Vermögensvor- 
teile versprechen läßt/' 

Artikel 4 

Änderung des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 

Das Wirtschaftsstrafgesetz vom 9. Juli 1954 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 175), zuletzt geändert durch das 
Einführungsgesetz zum Gesetz über Ordnungs- 
widrigkeiten vom 24. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I 
S. 503), wird wie folgt geändert: 

1. § 2 a wird durch folgende Vorschriften ersetzt: 

f/§ 2 a 

Preisüberhöhung in 
einem Beruf oder Gewerbe 

(1) Wer in befugter oder unbefugter Betäti- 
gung in einem Beruf oder Gewerbe für Gegen- 
stände oder Leistungen des lebenswichtigen Be- 
darfs Entgelte fordert, verspricht, vereinbart, 
annimmt oder gewährt, die infolge einer Be- 
schränkung des Wettbewerbs oder infolge der 
Ausnutzung einer wirtschaftlichen Machtstellung 
oder einer Mangellage unangemessen hoch sind, 
begeht eine Zuwiderhandlung, die nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes geahndet wird. 

(2) Die Tat wird nur mit Ermächtigung der fach- 
lich zuständigen obersten Landesbehörde ver- 
folgt. Die Ermächtigung kann zurückgenommen 
werden. 

§ 2b 

Mietpreisüberhöhung 

Preisüberhöhung bei der Wohnungsvermittlung 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. für die Vermietung von Räumen zum Wohnen 
oder damit verbundene Nebenleistungen oder 

2. für das Vermitteln einer solchen Vermietung 

unangemessen hohe Entgelte fordert, sich verspre- 
chen läßt oder annimmt. 

(2) Unangemessen hoch sind Entgelte, die in- 
folge der Ausnutzung eines geringen Angebots an 
vergleichbaren Räumen 

1. in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 die üblichen 
Entgelte, die in der Gemeinde oder in vergleich- 
baren Gemeinden für die Vermietung von Räu- 
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1. durch die Tat den anderen in wirtschaftliche 
Not bringt oder 

2. die Tat gewerbsmäßig begeht.“ 

Artikel 4 

Änderung des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 

Das Wirtschaftsstrafgesetz vom 9. Juli 1954 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 175), zuletzt geändert durch das 
Einführungsgesetz zum Gesetz über Ordnungswid- 
rigkeiten vom 24. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I 
S. 503), wird wie folgt geändert: 

1. § 2a wird durch folgende Vorschriften ersetzt: 

„§ 2 a 

Preisüberhöhung in 
einem Beruf oder Gewerbe 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder leichtfertig in befugter oder unbefugter Be- 
tätigung in einem Beruf oder Gewerbe für Ge- 
genstände oder Leistungen des lebenswichtigen 
Bedarfs Entgelte fordert, verspricht, vereinbart, 
annimmt oder gewährt, die infolge einer Be- 
schränkung des Wettbewerbs infolge der Aus- 
nutzung einer wirtschaftlichen Machtstellung 
oder einer Mangellage unangemessen hoch sind. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu fünfzigtausend Deutsche Mark 
geahndet werden. 

§2b 

Mietpreisüberhöhung 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder leichtfertig für die Vermietung von Räumen 
zum Wohnen oder damit verbundene Nebenlei- 
stungen unangemessen hohe Entgelte fordert, 
sich versprechen läßt oder annimmt. Unangemes- 
sen hoch sind Entgelte, die infolge der Ausnut- 
zung eines geringen Angebots an vergleichbaren 
Räumen die üblichen Entgelte, die in der Ge- 
meinde oder in vergleichbaren Gemeinden für 
die Vermietung von Räumen vergleichbarer 
Art, Größe, Beschaffenheit und Lage oder damit 
verbundene Nebenleistungen gezahlt werden, 
nicht unwesentlich übersteigen. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu fünfzigtausend Deutsche Mark 
geahndet werden. 
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men vergleichbarer Größe, Beschaffenheit und 
Lage oder damit verbundene Nebenleistungen 
gezahlt werden, 

2. in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 die orts- 
üblichen Entgelte 

wesentlich übersteigen. 


(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße bis zu fünfzigtausend Deutsche Mark geahndet 
werden." 


2. In § 8 Abs. 1 werden jeweils hinter den Wor- 
ten „§§ 1, 2, 2 a" die Worte „oder 2 b" einge- 
fügt. 


Artikel 5 

Gesetz zur Regelung der Wohnungs Vermittlung 

§ 1 

(1) Wohnungsvermittler im Sinne dieses Gesetzes 
ist, wer den Abschluß von Mietverträgen über 
Wohnräume vermittelt oder die Gelegenheit zum 
Abschluß von Mietverträgen über Wohnräume 
nachweist. 

(2) Zu den Wohnräumen im Sinne dieses Geset- 
zes gehören auch solche Geschäftsräume, die we- 
gen ihres räumlichen oder wirtschaftlichen Zusam- 
menhangs mit Wohnräumen mit diesen zusammen 
vermietet werden. 

(3) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten nicht 
für die Vermittlung oder den Nachweis der Gelegen- 
heit zum Abschluß von Mieterverträgen über 
Wohnräume im Fremdenverkehr. 
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§2c 

Preisüberhöhung bei der Wohnungs Vermittlung 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder leichtfertig für das Vermitteln einer Ver- 
mietung von Räumen zum Wohnen oder damit 
verbundene Nebenleistungen unangemessen 
hohe Entgelte fordert, sich versprechen läßt oder 
annimmt. Unangemessen hoch sind Entgelte, die 
infolge der Ausnutzung eines geringen Ange- 
bots an vergleichbaren Räumen die ortsüblichen 
Entgelte nicht unwesentlich übersteigen. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu fünfzigtausend Deutsche Mark 
geahndet werden." 


2. In § 3 Abs. 1, § 4 Abs. 1, 3 und § 13 Abs. 1, 2 
werden jeweils die Worte „ , 2 a" gestrichen. 


3. ln § 8 Abs. 1 werden jeweils die Worte „§§ 1, 
2, 2 a" durch die Worte „§§ 1 bis 2 c" ersetzt. 


Artikel 5 

Gesetz zur Regelung der Wohnungsvermittlung 

§ 1 

unverändert 
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§ 2 

(1) Ein Anspruch auf Entgelt für die Vermittlung 
oder den Nachweis der Gelegenheit zum Abschluß 
von Mietverträgen über Wohnräume steht dem 
Wohnungsvermittler nur zu, wenn infolge seiner 
Vermittlung oder infolge seines Nachweises ein 
Mietvertrag zustande kommt. 

(2) Ein Anspruch nach Absatz 1 steht dem Woh- 
nungsvermittler nicht zu, wenn 

1. durch den Mietvertrag ein Mietverhältnis über 
dieselben Wohnräume fortgesetzt, verlängert 
oder erneuert wird, 

2. der Mietvertrag über Wohnräume abgeschlossen 
wird, deren Eigentümer oder Vermieter der 
Wohnungsvermittler ist. 

(3) Ein Anspruch nach Absatz 1 steht dem Woh- 
nungsvermittler gegenüber dem Wohnungssuchen- 
den nicht zu, wenn der Mietvertrag über öffentlich 
geförderte Wohnungen oder über sonstige preis- 
gebundene Wohnungen abgeschlossen wird, die 
nach dem 20, Juni 1948 bezugsfertig geworden sind 
oder bezugsfertig werden. Das gleiche gilt für die 
Vermittlung einzelner Wohnräume der in Satz 1 
genannten Wohnungen. 

(4) Vorschüsse dürfen nicht gefordert, vereinbart 
oder angenommen werden. 

(5) Eine abweichende Vereinbarung ist unwirk- 
sam. 

§ 3 

(1) Das Entgelt nach § 2 Abs. 1 ist in einem Bruch- 
teil oder Vielfachen der Monatsmiete anzugeben. 

(2) Außer dem Entgelt nach § 2 Abs. 1 dürfen 
für Tätigkeiten, die mit der Vermittlung oder dem 
Nachweis der Gelegenheit zum Abschluß von Miet- 
verträgen über Wohnräume Zusammenhängen, so- 
wie für etwaige Nebenleistungen keine Vergütun- 
gen irgendwelcher Art, insbesondere keine Ein- 
schreibgebühren, Schreibgebühren oder Auslagen- 
erstattungen, vereinbart oder angenommen werden. 
Es kann jedoch vereinbart werden, daß bei Nicht- 
zustandekommen eines Mietvertrages die in Er- 
füllung des Auftrages nachweisbar entstandenen 
Auslagen zu erstatten sind. 


(3) Eine Vereinbarung mit dem Wohnungsver- 
mittler, nach der die Vermittlung oder der Nach- 
weis davon abhängig gemacht wird, daß der Auf- 
traggeber Verpflichtungen zum Bezug von Waren 
oder zur Inanspruchnahme von Dienst- oder Werk- 
leistungen übernimmt, ist unwirksam. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

§2 

(1) unverändert 


(2) Ein Anspruch nach Absatz 1 steht dem Woh- 
nungsvermittler nicht zu, wenn 

1. durch den Mietvertrag ein Mietverhältnis über 
dieselben Wohnräume fortgesetzt, verlängert 
oder erneuert wird, 

2. der Mietvertrag über Wohnräume abgeschlos- 
sen wird, deren Eigentümer, Verwalter oder Ver- 
mieter der Wohnungsvermittler ist. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


§3 

(1) unverändert 


(2) Außer dem Entgelt nach § 2 Abs. 1 dürfen 
für Tätigkeiten, die mit der Vermittlung oder dem 
Nachweis der Gelegenheit zum Abschluß von Miet- 
verträgen über Wohnräume Zusammenhängen, so- 
wie für etwaige Nebenleistungen keine Vergütun- 
gen irgendwelcher Art, insbesondere keine Ein- 
schreibgebühren, Schreibgebühren oder Auslagen- 
erstattungen, vereinbart oder angenommen werden. 
Dies gilt nicht, soweit die nachgewiesenen Auslagen 
eine Monatsmiete übersteigen. Es kann jedoch ver- 
einbart werden, daß bei Nichtzustandekommen eines 
Mietvertrages die in Erfüllung des Auftrages nach- 
weisbar entstandenen Auslagen zu erstatten sind. 

(3) Eine Vereinbarung, durch die der Auftragge- 
ber sich im Zusammenhang mit dem Auftrag ver- 
pflichtet, Waren zu beziehen oder Dienst- oder 
Werkleistungen in Anspruch zu nehmen, ist un- 
wirksam. Die Wirksamkeit des Vermittlungsver- 
trags bleibt unberührt. Satz 1 gilt nicht, wenn die 
Verpflichtung die Übernahme von Einrichtungs- 
oder Ausstattungsgegenständen des bisherigen In- 
habers der Wohnräume zum Gegenstand hat. 
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§ 4 

Der Wohnungsvermittler und der Auftraggeber 
können vereinbaren, daß bei Nichterfüllung von 
vertraglichen Verpflichtungen eine Vertragsstrafe 
zu zahlen ist. Die Vertragsstrafe darf 10 v. H. des 
gemäß § 2 Abs. 1 vereinbarten Entgelts, höchstens 
jedoch fünfzig Deutsche Mark nicht übersteigen. 


§ 5 

Soweit an den Wohnungsvermittler ein ihm nach 
diesem Gesetz nicht zustehendes Entgelt, eine Ver- 
gütung anderer Art, eine Auslagenerstattung, ein 
Vorschuß oder eine Vertragsstrafe, die den in 
§ 4 genannten Satz übersteigt, geleistet worden ist, 
kann die Leistung nach den allgemeinen Vorschrif- 
ten des bürgerlichen Rechts zurückgefordert wer- 
den; die Vorschrift des § 817 Abs. 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches ist nicht anzuwenden. Der Anspruch 
verjährt in einem Jahr von der Leistung an. 


§ 6 

(1) Der Wohnungsvermittler darf Wohnräume 
nur anbieten, wenn er dazu einen Auftrag von dem 
Vermieter oder einem anderen Berechtigten hat. 

(2) Der Wohnungsvermittler darf öffentlich, ins- 
besondere in Zeitungsanzeigen, auf Aushängetafeln 
und dergleichen, nur unter Angabe seines Namens 
und der Bezeichnung als Wohnungsvermittler 
Wohnräume anbieten oder suchen; bietet er Wohn- 
räume an, so hat er auch den Mietpreis der Wohn- 
räume anzugeben. 


§ 7 

Die Vorschriften des § 3 Abs. 1 und des § 6 gel- 
ten nur, soweit der Wohnungsvermittler die in 
§ 1 Abs. 1 bezeichnete Tätigkeit gewerbsmäßig aus- 
übt. 


§ 8 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Wohnungs- 
vermittler vorsätzlich oder fahrlässig 

1. der Vorschrift des § 3 Abs. 1 über die Angabe 
des Entgelts zawiderhandelt, 

2. entgegen § 6 Abs. 1 Wohnräume anbietet oder 

3. entgegen § 6 Abs. 2 seinen Namen, die Bezeich- 
nung als Wohnungsvermittier oder den Mietpreis 
nicht angibt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße geahndet werden. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 
§4 

unverändert 


§5 

unverändert 


§ 6 

(1) unverändert 


(2) Der Wohnungsvermittler darf öffentlich, ins- 
besondere in Zeitungsanzeigen, auf Aushängetafeln 
und dergleichen, nur unter Angabe seines Namens 
und der Bezeichnung als Wohnungsvermittler 
Wohnräume anbieten oder suchen; bietet er Wohn- 
räume an, so hat er auch den Mietpreis der Wohn- 
räume anzugeben und darauf hinzuweisen, ob Ne- 
benleistungen besonders zu vergüten sind. 

§7 

unverändert 


§8 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Wohnungs- 
vermittler vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 3 Abs. 1 das Entgelt nicht in einem 
Bruchteil oder Vielfachen der Monatsmiete an- 
gibt, 

2. entgegen § 6 Abs. 1 ohne Auftrag Wohnräume 
anbietet oder, 

3. entgegen § 6 Abs. 2 seinen Namen, die Bezeich- 
nung als Wohnungsvermittler oder den Mietpreis 
nicht angibt oder auf Nebenkosten nicht hinweist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße bis zu fünftausend Deutsche Mark geahndet 
werden. 
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§ 9 

(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt 
die Verordnung zur Regelung der Entgelte der 
Wohnungsvermittler vom 19. Oktober 1942 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 625) außer Kraft. 

(2) Unberührt von den Vorschriften dieses Ge- 
setzes bleiben im Land Berlin die §§ 1, 8 und 10 
der Regelung über Wohnungs- und Zimmervermitt- 
lung vom 8. Oktober 1956 (GVBL S. 1068) in der 
jeweils geltenden Fassung. 


Artikel 6 

Gesetz zur Regelung von 
Ingenieur- und Architektenleistungen 

§ 1 

Ermächtigung zum Erlaß einer Honorarordnung 
für Ingenieure 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
eine Honorarordnung für Leistungen der Ingenieure 
zu erlassen. In der Honorarordnung sind Honorare 
für Leistungen bei der Beratung des Auftraggebers, 
bei der Planung und Ausführung von Bauwerken 
und deren technischen Anlagen, bei der Ausschrei- 
bung und Vergabe von Bauleistungen sowie bei 
der Vorbereitung, Planung und Durchführung von 
städtebaulichen und verkehrstechnischen Maßnah- 
men zu regeln. 

(2) In der Honorarordnung können Mindest- und 
Höchstsätze festgesetzt werden. Dabei is den be- 
rechtigten Interessen der Ingenieure und der zur 
Zahlung der Honorare Verpflichteten Rechnung zu 
tragen. Die Honorarsätze sind an der Art und dem 
Umfang der Aufgabe sowie an der Leistung des 
Ingenieurs auszurichten. Für rationalisierungswirk- 
same besondere Leistungen des Ingenieurs, die zu 
einer Senkung der Bau- und Nutzungskosten füh- 
ren, können besondere Honorare festgesetzt wer- 
den. 

(3) Werden in der Honorarordnung Mindestsätze 
oder Höchstsätze festgesetzt, so ist zugleich vorzu- 
sehen, daß 

1. von den Mindest- und Höchstsätzen durch schrift- 
liche Vereinbarung abgewichen werden kann-, 

2. die Höchstsätze nur bei außergewöhnlichen oder 
ungewöhnlich lange dauernden Leistungen über- 
schritten werden dürfen; 

3. die Mindestsätze als vereinbart gelten, sofern 
nicht bei Erteilung des Ingenieurauftrages etwas 
anderes schriftlich vereinbart ist. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 
§9 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) § 2 gilt für das Land Berlin und für das Saar- 
land mit der Maßgabe, daß das Datum „20. Juni 
1948“ für das Land Berlin durch das Datum „24. Juni 
1948“, für das Saarland durch das Datum „1. April 
1948“ zu ersetzen ist. 


Artikel 6 

Gesetz zur Regelung von 
Ingenieur- und Architektenleistungen 

§ 1 

Ermächtigung zum Erlaß einer Honorarordnung 
für Ingenieure 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
eine Honorarordnung für Leistungen der Ingenieure 
zu erlassen. In der Honorarordnung sind Honorare 
für Leistungen bei der Beratung des Auftraggebers, 
bei der Planung und Ausführung von Bauwerken 
und technischen Anlagen, bei der Ausschreibung und 
Vergabe von Bauleistungen sowie bei der Vorbe- 
reitung, Planung und Durchführung von städtebau- 
lichen und verkehrstechnischen Maßnahmen zu re- 
geln. 

(2) In der Honorarordnung sind Mindest- und 
Höchstsätze festzusetzen. Dabei ist den berechtigten 
Interessen der Ingenieure und der zur Zahlung der 
Honorare Verpflichteten Rechnung zu tragen. Die 
Honorarsätze sind an der Art und dem Umfang der 
Aufgabe sowie an der Leistung des Ingenieurs aus- 
zurichten. Für rationalisierungswirksame besondere 
Leistungen des Ingenieurs, die zu einer Senkung der 
Bau- und Nutzungskosten führen, können besondere 
Honorare festgesetzt werden. 

(3) In der Honorarordnung ist vorzusehen, daß 


1. die Mindestsätze nicht unterschritten werden 
dürfen; 

2. die Höchstsätze nur bei außergewöhnlichen oder 
ungewöhnlich lange dauernden Leistungen über- 
schritten werden dürfen; 

3. die Mindestsätze als vereinbart gelten, sofern 
nicht bei Erteilung des Ingenieurauftrages etwas 
anderes schriftlich vereinbart ist. 
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§ 2 

Ermächtigung zum Erlaß einer Honorarordnung für 
Architekten 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
R.echtsYerordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
eine Honorarordnung für Leistungen der Architek- 
ten (einschließlich der Garten- und Landschafts- 
architekten) zu erlassen. In der Honorarordnung 
sind Honorare für Leistungen bei der Beratung des 
Auftraggebers, bei der Planung und Ausführung 
von Bauwerken und deren Anlagen, bei der Aus- 
schreibung und Vergabe von Bauleistungen sowie 
bei der Vorbereitung, Planung und Durchführung 
von städtebaulichen Maßnahmen zu regeln. 

(2) In der Honorarordnung können Mindest- und 
Höchstsätze festgesetzt werden. Dabei ist den be- 
rechtigten Interessen der Architekten und der zur 
Zahlung der Honorare Verpflichteten Rechnung zu 
tragen. Die Honorarsätze sind an der Art und dem 
Umfang der Aufgabe sowie an der Leistung des 
Architekten auszurichten. Für rationalisierungswirk- 
same besondere Leistungen des Architekten, die zu 
einer Senkung der Bau- und Nutzungskosten füh- 
ren, können besondere Honorare festgesetzt wer- 
den. 

(3) Werden in der Honorarordnung Mindestsätze 
oder Höchstsätze festgesetzt, so ist zugleich vorzu- 
sehen, daß 

1. von den Mindest- und Höchstsätzen durch schrift- 
liche Vereinbarung abgewichen werden kann; 

2. die Höchstsätze nur bei außergewöhnlichen oder 
ungewöhnlich lange dauernden Leistungen über- 
schritten werden dürfen; 

3. die Mindestsätze als vereinbart gelten, sofern 
nicht bei Erteilung des Architektenauftrages 
etwas anderes schriftlich vereinbart ist 


§ 3 

Unverbindlichkeit der Kopplung 
von Grundstückskaufverträgen mit Ingenieur- und 
Architektenverträgen 

Verspricht der Erwerber eines Grundstücks im 
Zusammenhang mit dem Abschluß des Kaufver- 
trages dem Veräußerer, einen bestimmten Ingenieur 
oder Architekten mit der Planung oder Ausführung 
eines Bauwerkes auf dem veräußerten Grundstück 
zu beauftragen, so wird durch dieses Versprechen 
eine Verbindlichkeit nicht begründet. Satz 1 gilt 
nicht, wenn der in dem Versprechen bezeichnete 
Ingenieur oder Architekt Eigentümer des Grund- 
stücks ist. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

§ 2 

Ermächtigung zum Erlaß einer Honorarordnung für 
Architekten 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
eine Honorarordnung für Leistungen der Architek- 
ten (einschließlich der Garten- und Landschafts- 
architekten) zu erlassen. In der Honorarordnung 
sind Honorare für Leistungen bei der Beratung des 
Auftraggebers, bei der Planung und Ausführung 
von Bauwerken und Anlagen, bei der Ausschreibung 
und Vergabe von Bauleistungen sowie bei der Vor- 
bereitung, Planung und Durchführung von städte- 
baulichen Maßnahmen zu regeln. 

(2) In der Honorarordnung sind Mindest- und 
Höchstsätze festzusetzen. Dabei ist den berechtigten 
Interessen der Architekten und der zur Zahlung der 
Honorare Verpflichteten Rechnung zu tragen. Die 
Honorarsätze sind an der Art und dem Umfang der 
Aufgabe sowie an der Leistung des Architekten aus- 
zurichten. Für rationalisierungswirksame besondere 
Leistungen des Architekten, die zu einer Senkung 
der Bau- und Nutzungskosten führen, können be- 
sondere Honorare festgesetzt werden. 

(3) In der Honorarordnung ist vorzusehen, daß 


1. die Mindestsätze nicht unterschritten werden 
dürfen; 

2. die Höchstsätze nur bei außergewöhnlichen oder 
ungewöhnlich lange dauernden Leistungen über- 
schritten werden dürfen; 

3. die Mindestsätze als vereinbart gelten, sofern 
nicht bei Erteilung des Architektenauftrages et- 
was anderes schriftlich vereinbart ist. 


§3 

Unverbindlichkeit der Kopplung 
von Grundstückskaufverträgen mit Ingenieur- und 
Architektenverträgen 

Eine Vereinbarung, durch die der Erwerber eines 
Grundstücks sich im Zusammenhang mit dem Er- 
werb verpflichtet, bei der Planung oder Ausführung 
eines Bauwerkes auf dem Grundstück die Leistun- 
gen eines bestimmten Ingenieurs oder Architekten 
in Anspruch zu nehmen, ist unwirksam. Die Wirk- 
samkeit des auf den Erwerb des Grundstücks gerich- 
teten Vertrages bleibt unberührt. 
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Artikel 7 

Schlußvorschriften 

§ 1 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 2 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes treten unbe- 
schadet der Absätze 2 und 3 einen Monat nach der 
Verkündung in Kraft. 

(2) Soweit das Mieterschutzgesetz noch in Geltung 
ist, tritt Artikel 1 mit dessen Außerkrafttreten in 
Kraft. 


(3) Vorschriften, die zum Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen ermächtigen, treten am Tage nach der 
Verkündung in Kraft. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

Artikel 7 

Schlußvorschriften 

§ 1 

unverändert 


§2 

(1) unverändert 


(2) Soweit das Mieterschutzgesetz noch in Gel- 
tung ist, tritt Artikel 1 mit dessen Außerkrafttreten 
in Kraft. 

Das Inkrafttreten des Artikels 2 b gemäß Absatz 1 
bleibt hiervon unberührt. 

(3) unverändert 


(4) Artikel 2 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
1974 außer Kraft. 
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